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L>et « » svrei » : An Koriirnh « und ««»wärt » frei ins Hau- geliefert eicelei jährlich lg »acht ; — Eiujelnnmmer gs cht — Änteigengebüdr : vir 7>»al gelvaUrn« Periizeil « »der tere» Raum SV H Briefe und
Oelver frei. Bei L icrerboiuiigc» tarificftcr Navatk, rer al» Kastenradan gilt »»» verweigert werde» lau», neu » nicht biuneii vier Wochen ikaib Empfang der Rechnung Zahlung erfolgt. Bei Klage«rbebung ,
m>angs«r«i er Beitreibung und Kvnkiirdverfadrrn fällt rer Rabat« fort. Erfüllung»,rt KarKriib«. — Am Kalle von höherer Gewalt. Streik, Sperre , Aui-sperruiig, Walchineiibruch , Betriebsstörung >in eigenen Betriebe »rer

p«,wa unserer Lieferanten hat der Anirrent lrm« flnirrued«, fall » die Zcj„ ,„g verspätet, ü> beichrankteni Umiange oder » ickt «richrint. —, Kür »eiert oiiiitb « Rbbeftellung v»t> Anzeigen wird teiue Gewähr übernomuie«»
Unverlangte Trixksache « und Manuskripte Werre » nicht zuriiikgegebcn und e» wird kemerlei Berpll '

chtung zu irgendwelcher Vergütung übernommen.

Aintlickcr Teil.
Lur Aukbebung der Stammgüter.

— In 8 68 - er badischen Verfassung ist bestimmt, - ab, da»
Sonderrecht der bestehenden Familien , und Stammgüter , mit
Einschluß der Fideikommisse des vormaligen großherzogliche.«
Hauses und des Hausvermögens der stanvesherrtichen Fami -
fj«n, aufgehoben sei und das Nähere durch Gesetz geregelt
yorde. Der Entwurf zu diesem Gesetze ist nunmehr dieser
Lage von der Regierung dem Landtag zur Beratung und
Beschlußfassung vorgelegt worden.

Die Errichtung von Finanzämtern .
»» Nach Mitteilung des Präsidenten des Landesfinanzamt »

kn- folgende Finanzämter im Sinne von 8 6 Abs. 8 der
Reichsabgabenordnung errichtet worden :

Oberkirch auf 1 . Dezember 1926,
Freiburg - Stadt auf 16 . Februar '1921,
Buchen auf 15. Februar 1921 .

Der Geschäftskreis - es Finanzamts Oberkirch um-
faßt - en Amtsbezirk Oberkirch. Dieses Finanzamt
hat - ie Geschäfte des Finanzamts Achern für den
Amtsbezirk Oberkirch mit Ausnahme der Ge¬
schäfte der Zölle und Verbrauchssteuer sowie - er badiscken
Gleischsteuer, ferner die Geschäfte des bisherigen Steuerkom -
missärdienstes Oberkirch, der aufgehoben und mit" dem Fi¬
nanzamt vereinigt worden ist, übernommen . Die Steuerein¬
nehmerei Oberkirch wurde ebenfalls aufgehoben und mit dem
Finanzamt vereinigt .

Der Geschäftskreis - es Finanzamts Freiburg - Stadt
umfaßt die Stadt Freiburg . Dieses Finanzamt übernimmt
für seinen Geschäftsbezirk die Geschäfte des bisherigen Haupt¬
steueramts Freiburg mit Ausnahme der Geschäfte der Zölle
und Verbrauchssteuer sowie der badischen Fleischsteuer, ferner
die Geschäfte des bisherigen Steuerkommissärdienstes Frei -
burg-Stadt , der auf den Zeitpunkt der Errichtung des Finanz ,
amts aufgehoben worden ist . Das Finanzamt ist im Maun -
schaftshaus 4 der Nordkaserne untergebracht . Die Finanzkasse
bleibt bis auf weiteres noch im bisherigen Hauptsteueramts¬
gebäude in der Salzgaffe , die Steuereinnehmerei im bisheri¬
gen Dienstgebäude in der Eisenbahnstratze.

Der Eeschäftsbezirk des Finanzamts Buchen umfaßt den
Amtsbezirk Buchen. Der Steuerkommiffärdienst Buchen ist
auf den Zeitpunkt - er Errichtung des Finanzamts Buchen
aufgehoben und mit dem Finanzamt vereinigt worden . Das
Finanzamt übernimmt für seinen Geschäftsbezirk die Ge¬
schäfte des Finanzamts Wertheim mit Ausnahme der Zölle
und Verbrauchssteuern sowie der badischen Fleischsteuer, ferner
die Geschäfte des bisherigen Steuerkommiffärdienstes Buchen.
Alle für das Finanzamt Buchen bestimmten Zahlungen mit
Ausnahme der Umsatzsteuer, die an die Steuereinnehmerei
Buchen zu entrichten ist, sind bis auf weiteres noch an das
Finanzamt Werlheim zu leisten, da der Kaffen- und Rech¬
nungsdienst des Finanzamts Buchen noch vom Finanzamt
Wertheim besorgt wird.

Seit November 1920 ist das Finanzamt H (Haupt -
steueramt) Mannheim aufgehoben . Seine Geschäfte mit
Ausnahme der Geschäfte der Zölle und Verbrauchssteuer sowie
der badischen F 'eischstever sind auf das Finanzamt I Mannheim
übergegangen, das jetzt die Bezeichnung Finanzamt
Mannheim führt . Der Geschäftsbezirk des Finanzamts
Mannbeim umfaßt die Amtsbezirke Mannheim und Wein¬
heim. Die Steuerkommiffärdienste Mannheim und Weinheim
bleiben als Zweigstellen des Finanzamts Mannheim bis auf
weiteres bestehen .

Mit dem 15. Februar 1921 ist auch der Steuerkommiffär¬
dienst Müllheim aufgehoben und mit dem Finanzamt
Müllheim vereinigt worden, welch letzteres von diesem Zeit¬
punkt ab als im Sinne von tz 8 Abs . 2 der Rei -ßsabgaben -
ordnung errichtet gilt . Der Geschäftsbezirk des Finanzamts
Müllheim umfaßt den Amtsbezirk Müllheim . Es übernimmt
für seinen Geschäftsbezirk die Geschäfte des bisherigen Fi -
mmzamtS Müllbeim mit Ausnahme der Geschäfte der Zölle
und Verbrauchssteuer sowie der badischen Fleischsteuer und
die Geschäfte de» bisherigen Steuerkommiffärdienstes Müll¬
heim.

Franzötiltzlie Dctze in spolen.
*»* Berlin , 23. Februar .

Wenn vielleicht hier oder da in panischen Landen eine etwa»
bemüßigtere Stimmung Deutschland gegenüber Platz zu grei¬
sen versucht und besonder» so mancher polnische Geschäftsmann
da» Verderbliche der deutschfeindlichen Machenschaften seiner
Landsleute zu begreifen beginnt , so sorgt der französische Ein «
sl»ß dafür , daß die Stimmen - er Vernunft wieder unterdrückt
und in ihr Gegenteil verkehrt werden . Diese eigenartige Auf¬
gabe scheint sich die,in Warschau amtierende französische
Mtlitärmission und mit ihr insonderheit ihr oberster
^ hef, der bekannte Deutschenfeind General Riefsel ge¬
stellt zu haben. Dieser Mann mit dem echt französischen Ra -
men glaubt den militärischen Zwecken seiner Sendung offenbar
um besten zu dienen, wenn er bald hier bald dort vor ver¬
sammeltem Volk politische Reden hält , die lediglich Hatz
Segen Deutschland predigen und die angebliche deutsche Gefahr" die polnischen Herzen einhämmern sollen.

Nicht minder eifrig ist der ihm beigegebene Oberstleutnant
Brochet , der in den Räumen - er sogenannten »französisch-
po 'nischen Gesellschaft im gleichen Sinne oratorisch wirkt.
Ein Lieblingsthema dieser reLelustigen Herren lautet :
» Oes reves cke revancko cke l ' ^ l l e ms x n e"
mit dem der militärische Geist der Polen wacherhalten wer¬
den soll . Kein Wunder , daß es eine polnische Zeitung gibt,
die auf den Unsinn hineingefallen .ist und ihrer Angst vor der
deutschen Revanche folgendermaßen Ausdruck verlieh : „Jeder ,
der an eine friedliche deutsche Gesinnung glaubt , ist im Irr¬
tum : Deutschland rüstet zum Revanchekrieg ."

Ein anderes Thema der französischen Hetzapostel lautet :
»Oes cleux - Isrnes "

. Hier leistet sich der Vortragende
einen Vergleich zwischen der Schlacht im Jahre 1914 und dem
„Weichsel -Wunder " - es Jahres 1920, wobei er so geschmack¬
voll ist, zu behaupten, an der Marne sei Europa vor der
Germanenflut und an der Weichsel vor der Bolsche¬
wistenflut bewahrt worden. In beiden Fällen , versteht
sich, durch Frankreich!

Daß die Herren Franzosen ihre polnischen Geschäfte nicht
ganz systemlos betreiben, lehrt schon die Tatsache, daß sie sich
eine Zeitung beigelegt haben, die die polnische Öffentlichkeit
mit deutschfeindlichem Material regelmäßig versorgt. Diese»
Blatt ist das »Journal de Pologne ", das von fran¬
zösischen Offizieren in Uniform geleitet wird .
Aber auch sonst ist General Nieffel eifrig darauf bedacht , Polen
mit Propagandaschriften zu überfluten . Als man kürzlich die
Warschauer Buchhandlungen polizeilich durchsuchen ließ , weil
man in ihren Räumen große Mengen kommunistischer Lite-
ratur vermutete , zeigte es sich, baß die verdächtigen Papier -
ballen nichts anderes als französische Flugschriften
waren , die von der Militärmission verschrieben waren , um
gegen die Deutschen losgelaffen zu werden.

So zeigt denn die Tätigkeit der unter der Führung - e»
Generals Nieffel stehenden Mission eine Vielgestaltigkeit, wie
man sie sich vermutlich inPariS gar nicht bester denken und
wünschen kann . Es bleibt nur die Frage , ob die Polen
selbst bei dieser systematischen Verhetzung zweier Nachbar¬
staaten durch scharfmacherische Franzosen letzten Endes autz
ihre Rechnung kommen werden und ob sie sich auch weiter
der Einsicht verschließen wollen, daß ein großer Teil der
deutsch -polnischen Unstimmigkeiten einzig und allein auf das
Konto dieser französischen Brunnenvergiftung zu schreiben ist ?

Dolititcke Neuigkeiten .
Die LrnKbrnnHskonkerenz in NDnncben.

Gelegentlich der Münchener Ernährungskonferenz sprach
am Dienstag Reichsminister Hermes vor Vertretern der Presse
über die allgemeine Ernährungslage in Deutschland. Der
Minister betonte die Bedeutung dieses Problems im Zusam¬
menhang mit den bevorstehenden Verhandlungen in London
und führte dann aus , daß unsere Ernährungslage in ihrer
Gesamtheit noch durchaus nicht zufriedenstellend sei, wenn
auch im letzten Jahre , wie man ohne Übertreibung sagen
könne, eine gewisse Entspannung eingetreten sei. Die Schwie-
rigke ten sowohl in der Versorgung an sich wie in der Preis¬
gestaltung bestehen jedoch weiter . Vor allem sei die Brotra¬
tion , die wir heute der Bevölkerung zu bieten vermögen , noch
völlig unzureichend. Wenn auch die Hoffnung besteht, daß die
gegenwärtige Ration durchgehalten werden kann, so muß man
sich doch darüber klar sein , daß eben diese Ration noch nicht
ausreiche, um die Unterernährung zu bannen . Die Entspan¬
nung ist darin zu suchen , daß sich der an sich durchaus unvoll¬
kommene Zustand wenigstens stabilisiert habe und bisher ein
neues Zurückfallen in einen Zustand noch stärkerer Unterer¬
nährung vermieden werden konnte. Das Ziel mutz demgegen.
über sein, dem deutschen Volk in seiner Gesamtheit sobald als
möglichst qualitativ und quantitativ ausreichendes Brot zu
geben. Dies ist hentr n» ch nicht möglich.

Reichsminister Hermes erklärte werter : Ich möchte noch ein
grundsätzliches Wort sagen. Es ist viel geklagt worden über
Schleichhändler, Wucherer und Schieber. Es sind hohe Stra -
fen verlangt worden. Ich bin der Meinung , daß man , soweit
dan dazu in der Lage ist , unnachsichtlich gegen die Wucherer
und Schieber Vorgehen muß . Die verschärfte« Strafbestim¬
mungen sind ein« Folge der Vorstellungen gerade meine»
Ministerium » gewesen . Aber da» eine darf man nicht über¬
sehen, mit Strafen allein kann man dieses Probier nicht lö¬
sen. Die wirksamste Bekämpfung des Schleichhandels mutz
gefunden werden in der Durchführung positiver Maßnahmen .
Man muß dem Volk mehr bieteN und deshalb haben wir z»
der Kochmehlration von 200 Gramm noch eine Ration von
amerikanischem Weizenmehl zugesetzt, wobei mir das Weizen-
mehl z« dem Einstandspreise abgeben. Wir verwenden dazu
unser AuslcmdSgetreide und verteilen «ns den Kopf der Be¬
völkerung vom 18. Februar an 150 Gramm . Das Mehl wird
mit 75 Prozent auSgemahlen. Wir werden die Qualität die¬
ses MehleS vom 18. März an. wie bereits mitgeteilt wurde ,
verbessern. Die Ausmahlung wird auf 70 Prozent herab¬
gesetzt . Ich hoffe, daß e» möglich sein wird, trotz der Verbeffe-

. rung der Qualität den Preis zu halten . Wenn die Valuta -
v rhältniffe günstiger werden, wird zu prüfen sein , ob der

! Preis eine Kleinigkeit heruntergesetzt werden ckann. Aber das
ist zunächst noch unsicher . Wenn wir die Kopfration vom
16. Februar ab erhöht haben, so sind wir uns darüber klar»
daß wir mit dieser Ration bis zum Schluß des Wirtschafts¬
jahres durchhalten können .

In der Frage de« Preisabbaues habe ich den Standpunkt
vertreten , daß man die Preisentwicklung nicht künst ich leiten
kann . Das Problem besteht darin , Waren zu schaffen durch
Förderung der Jnlandserzeugnng und Vermehrung d . s Wa.
renangebotes . Wir haben eine liberale Einfuhrpolitik getrie-
ben . Wir haben die R . ichsstellen nach Möglichkeit ausgeschal-
tet und haben an ihre Stelle den fre en Handel gestellt . Heute
sind die Reichsstellen in der Hauptsache nur noch für das Brot -

etreide zuständig . Wir haben dadurch dazu beigetragen , daßie geschäftlichen Beziehungen des legitim . « Handels zu de»
einzelnen Ländern des Auslandes wieder ausgenommen wur¬
den . Der freie Handel kann die geschästliche Konjunktur besser
ausnühen . um so mehr als wir den Handel von allen bürokra¬
tischen Hemmungen befreiten und die Einfuhrscheine möglichst
ausschaltcten . Wir sehen bereits eine gewisse Wirkung dieserPolitik . Es kann kein Zweifel bestehen , daß mit Hi iss de»
sachkundigen reellen Handels eine derartige starke Einfuhrvon Ware « erfolgte , daß Ware genug vorhanden ist. Ich ver.
weise auf das Schmalz und die Margarine . Diese Wirtschaftkönnen wir aber nur halten , wenn uns London nicht zurück -
wirst .

Die Londoner Konferenz ist für die Ernährungswirtschaft
Deutschlands von entscheidender Bedeutung. In Spa ist e»
uns gelungen durch Mitwirkung der Alliierten unsere Ernäh .
rungslage sicherzustellen . Wir haben durch die Goldmark.
Prämie unserer Einfuhr in erheblichem Umfange finanzierenund dre Ernährungswirlschaft in Deutschland etwas besser ge.
stalten können. Würde nun London in diesem Verhältnisetwas ändern , so würde das für Deutschland eine weitere
starke Unterernährung bedeuten, weil wir nicht in der Lagesind, aus eigener Kraft die Einjuhr zu finanzieren . Deshalb
müssen wir auf der Londoner Konferenz das größte Gewicht
darauf legen, den Alliierten erneut den Nachweis zu erbrin -
gen , daß « ir ihre Hilfe in unserer Ernährungswirtschaft nachwie vor benötigen . Wir müssen den Alliierten offen zugebe«,daß mit ihrer Hilfe ein gewisser Fortschritt in unserer Er -
Nahrung eingetreten ist. Wir müssen aber auch den Nach¬weis führen , und das können wir leider, daß dieser Fort -
schritt sehr bescheiden ist und daß wir noch lange nicht au»
eigenen Kräften weitersteuern können . Wenn wir diese
Überzeugung bei den Alliierten wachrufen, so können wir Hof.t" > daß in anderen Forderungen eine gewisse Grenze einge-
halten wird . Die bisherige LebenSmitteleinfuhr ist ziemlich
umfangreich . Wir müssen aber daran denken , daß di se Ein -
fuhr eine starke Belastung unserer Handels- und Zahlung »,
b ' lanz bedeutet . Daher muß das große Mißverhältnis zwi-
schen Auslandszufuhr und Jnlandsversorgung zugunsten letz,
terer durch Steigerung der Produktion im Inland abgebautwerden . Die Zentralverwaltungsstelle der Neichsgctreidestellehat in diesem Wirtschaftsjahr den Bedarf etwa zu einem
Drittel aus dem Inland und zu zwei Dritteln aus dem Au»,land gedeckt. Daher müssen wir daran denken , durch reich,
kichere Kunstdüngerverwendung unsere landwirtschaftliche Pro -
duktion zu heben . Wir können unser Wirtschaftsleben nurwieder nach den großen und einfach -.« Wirtschaftsgesetze » auf-
bauen , nicht mit künstlichen Konstruktionen, nicht mit Verbilli-
gungsaktionen .

Die rutammentetzung des preuhitwen
Landtags .

Nach - en amtlichen Berechnungen des Landeswahlleiter »
wird sich der neue preußische Landtag aus 428 Abgeordneten
zusammensetzen. Davon entfallen auf die sozialdemokratische
Partei Deutschlands aus den Kreiswahlvorschlägen 97, au »
der Verrechnung der Reststimmen 19 und aus Oberschlesien 7,
zusammen als, 114 Abgeordnete. Auf das Zentum 81 plus S
plus 11, zusammen 81, auf die Deutschdemokratischr Partei
14 plus 11 plus 1, zusammen 20, auf die Deutschnationale
Volkspartei 62 plus 12 plus 1, zusammen 75, auf die Unab»
hängige Sozialdemokratische Partei Deutschlands 18 plus 0
plus 2, zusammen 29, auf die Deutsche VolkSpartei 48 plus 10,
zusammen 58, auf - ie Bereinigte Kommunistische Partei
Deutschlands 20 plus 10, zusammen 30, auf die Deutsch«
Hannoversche Partei 9 plus 2, zusammen 11, auf die Wirt¬
schaftspakte ! de» deutsche» Mittelstandes 1 plus 3, zusam¬
men 4 (darunter ein Abgeordneter aus dem Landeswahlvor«
schlag )7 Das sind also zusammen 428 Abgeordnete.

Dentlcvcr Ncickstag.
* Der Reichstag hat gestern seine Sitzungen wieder ausge»

» ommen und zunächst einen Antrag der Staatsanwaltschaft
aus Genehmigung der Strafverfolgung des Abg . Erzbrrge «
wegen Steuerhinterziehung und Kapitalflucht und einen wet¬
teren auf Strafverfolgung des Abg . Reich (Kommunist) wegen
Diebstahls , Urkundenfälschung und Unterschlagung dem Ge¬
schäftsordnungsausschuß überwiesen. Der Entwurf eines Ge¬
setzes über die zeitweise Aussetzung der Erhebung der ver »
krhrSsteorr auf den natürliche« Wafferläufen des Reiche»)
wurde in allen drei Lesungen angenommen.

Mit einer Beilage : 21 . öffentliche Sitzung über die Verhandlungen des Badischen Lanotagk



Sodann sprach Reichsarbeitsminister Dr . BraunS über den
Etat des LlrbeitSministeriumS, der mit einem Gesamtzuschuß
Von annähernd 4 Milliarden obschließt.

Nach dem Reichsminister nahmen noch die Abgg . Kaiser
(Soz . ) und Dr . Kinck (D . -N .) das Wort . Die Weiterberatung
erfolgt heute . '

Der zweite Marburger Stndentenprozeh .
her wegen der an Gefangenen verübten Mißhandlungen an¬
gestrengt worden war , hat mit einer Überraschung geendet.
Das Kasseler Landgericht hat die Einstellung des Verfahrens
Geschloffen, weil die der Anklage zugrunde liegenden Handlun¬
gen unter die sogenannte Kapp-Amnestie vom 4. August ISA)
finlen . Die vor Gericht stehenden Studenten , die derselben
Kompagnie angehörten , der die Bluttat von Mechterstädt zur
Last fällt , darunter ihr Führer , der Student der Rechte GS-
tel , sind beschuldigt , gegen die ihnen anvertrauten Gefangenen
schwere Mißhandlungen begangen zu haben . Die 16 Erschaffe¬
nen können nicht mehr gegen sie zeugen ; aber ein glücklicher¬
weise noch lebender Zeuge, der in ihre Gewalt geraten war
»nd gröblich beschimpft und mißhandelt worden ist, und der
«uch gesehen und gehört hat , daß das gleiche einer alte« Fra »
passiert ist, hat darüber so bestimmte Bekundungen gemacht,
daß eine BerurtrUung unabwriSlich war , zum mindesten eine
solche GöbrlS, dessen Täterschaft nach dieser Aussage außer
Zweifel stand. Und doch hat das Gericht es möglich gemacht,
dieser Verurteilung aus dem Wege zu gehen, indem es, einer
Anregung des Verteidigers folgend, die Amnestie auf die Tat
sür anwendbar erklärte : sie stehe in Verbindung mit einem
zur Abwehr eines kommunistischen Aufstandes tn Thüringen
vorgekommenen Ereignisses mit dem Mandat der Unter¬
drückung eines bewaffneten Aufruhrs . »Das ist, so schreibt
die „ Franks . Ztg. ", Rechtsauslegung , aber nimmermehr Recht
und kann nur dazu dienen, das schon leider so viel verbreitete
Mißtrauen gegen die Rechtspflege noch weiter zu steigern. Die
dorgekommenen Mißhandlungen stehen mit der Abwehr deS
Aufruhrs nur in einem zeitlichen , aber nicht in einem innere »
Zusammenhang , auch ihre Opfer hatten nichts mit dem Ans.
stand zu tun . Es handelt sich um Akte einer unentschuldbaren
Roheit, die straflos zu lassen jÄ>eS Rechtsempfinden verletzen
muß . Die Kasseler Gerichtsentscheidung ist unhaltbar , sie muß
vom höheren Gericht ebenso aufgehoben werden, wie es in
den Fällen Kessel und Vogel geschehen ist."

Die deutsche Delegation kür London .
* Den Blättern zufolge wurde gestern die Zusammensetzung

der deutschen Delegation für die Londoner Konferenz abge¬
schlossen. Leiter und Vertreter des Reichskanzlers ist der
Reichsautzenminister Dr . SimonS . Die Reichsministerien für
Finanzen und des Innern , sowie das Reichswehrministerium
werden durch acht Fachreferenten vertreten sein und zwar
durch die Ministerialdirektoren v. Simsen und Göppert vom
Auswärtigen Amt, die Staatssekretäre Bergmann und Schrö¬
der vom Reichsfinanzministerium des Innern , die Generale
v. Sreckt und Stremp vom Reichswehrministerium und vor¬
aussichtlich Geh. Rat v. Lesuire vom ReichswirtschaftSministe-
rium . Als Sondervertreter Preußens wird sich Geh. Rat
Fellinger vom Handelsministerium und als Sondervertreter
Bayerns Staatsrat v. Meindl der Delegation anschlietzen . Wei¬
ter sollen ungefähr LS Referenten der genanntetn Ministerien
der Delegation angehcrcn , die im ganzen ungefähr 60 Mit¬
glieder umfassen werde. Dazu kommen noch sieben Vertreter
der deutschen Presse.

DaS Bureau der Delegation wird bereits am SamStag Ab¬
reisen, während die Delegation selbst und die Presse Vertreter
Berlin am Sonntag verlassen und am Montag nachmittag in
London eintreffen werden.

Die deutschen Sachverständigen aus Handel und Industrie ,
die den SachverständigenauSschutzbilden, werden, wie von eini¬
gen Seiten mitgeteilt wird, zunächst in Deutschland bleiben
«nd je nach dem Gange der Beratungen in London bezw. je
Hach dem Verhandlungsgegenstand dorthin einberufen werden.

Lin amerikanischer Vorschlag .
In der New Uorker Zeitschrift «The Nation " macht Frank

H. Simonds , der als Krie^ korrespondent bekannt geworden ist
und ! über internationale Fragen wiederholt in der Londoner
»Limes " in einem sicherlich nicht deutschfreundlichen Siune
geschrieben hat , folgenden Vorschlag , durch den er der Notlage
der Welt und den Ansprüchen aller Parteien gerecht zu wer¬
den hofft :

1 . Festsetzung her Gesamtsumme , der deutschen Reparatio¬
nen, «»Sschiteßuch der bereit » in Materialien ufw . gemachten
Zahlungen und der Zahlungen für Las Besetzungsheer, auf
18 Milliarde « GolddollarS. Dies ist nach der Meinung de»
Autor » eine Zahl, die sich ziemlich in der Mitte aller Sachver»
pändigenschätzungen über Deutschlands Zahlungsfähig ! ::t be¬
findet . (Leider unterläßt er anzugeben, oh dieser Betrag ver¬
zinslich oder unverzinslich sein soll, was für die Bewertung
des Vorschlags ausschlaggebend ist .)

2. Vereinbarung Großbritannien « und Amerika», zugunsten
Frankreichs auf alle Ansprüche auf die deutsche Reparationen
zu verzichte «, soweit es sich um die 16 Milliarden GolddollarS
handelt . DaS würde Frankreich aus dem Gesamtbetrag von
1L Milliarden Golddollar sichern .

3. Übereinkommen zwischen den Bereinigten Staaten «nd
Großbritannien , an Stelle von Zahlungen für «och auSstehende
Anleihe« an Frankreich, die sich auf annähernd 5 Milliarden
GolddollarS belaufen , deutsche Land» entgegenzunehmen , die
einen Teil des französischen Anteils an den 16 Milliarden
Golddollars darstellen. Oder wenn möglich sogar Aufhebung
der französischen Schuld an Amerika, die sich auf LS Milliar -
den GolddollarS beläuft . Frankreich würde dann einen Netto-
Betrag entweder von 7 oder von S S Goldmilliarden empfan¬
gen . was aus jeden Fall genügend wäre , um de« tatsächlichen
L - -7>eraufbau des zerstörten Gebietes zu voüsühren , und über¬
dies würde Frankreich in der Lage sein, seine ausländische
Schuld zu tilgen.

4. Ratifizierung durch Großbritannien und die Vereinigten
Staaten des Separat - BertrageS von Paris , in welchem Frank¬
reich englisch -amerikanische Hilfe im Falle eines deutschen An¬
griffs zugesagt wird, und Erweiterung dieses Vertrages da¬
hin, daß englisch -amerikanischer Beistand gewährleistet wird,
falls Deutschland die Entwaffnungsklauseln des Versailler
Vertrages nicht ausführt .

8. Räumung aller besetzten deutschen Gebiete vor dem
81. Dezember 1921 mit der einzigen Ausnahme des Saar -
Beckens .

6. Einwilligung Frankreichs , auf den Plan einer Volksab¬
stimmung im Saarrevier nach 16 Jahren zu verzichten und
nach Ablauf dieser Zeit das Gebiet Deutschland bedingungslos
zurückzugeben.

7 . Einwilligung Deutschlands, an Frankreich bis zum Ende
1821 weiter Kohle zu liefern , zu welcher Zeit der Bezirk von
Lens fast vollständig für die Ausbeutung wiederhergestellt
sein wird.

8. Die Einberufung einer internationalen Konferenz der
Großmächte — der Vereinigten Staaten , Großbritanniens ,
Frankreichs , Deutschlands, Italiens und Japans — um die
wirtschaftliche Wiederherstellung Europas durch eine gemein¬
same Aktion zu erwägen . Territoriale und rein politische
Fragen sind ausdrücklich von der Erörterung auszuschliehen.

Simonds erklärt in seinen folgenden Bemerkungen , daß er
selbst gegen den Völkerbund sei, aber in der Frage der eng¬
lisch-amerikanischen Garantie für Frankreich etwas ganz an¬
deres sehe. Darin liege eine besondere Verantwortung , die
ähnlich wie die im Kriege übernommene einem ganz bestimm,
ten Ziel dient, nämlich der der Wiedeicherstellung des euro¬
päischen Marktes für den amerikanischen Produzenten . Wenn
dies« Garantie nicht gegeben werde, so sei eine Verlängerung
des europäischen Chaos und « ine Zunahme der wirtschaftlichen
Lähmung in den Vereinigten Staaten die Folge . Die Be-
satzungStruppen müßten , darin stimmt er mit Mr . NoyrS
überein , zurückgezogen werden, denn sie seien die Vorläufer
neuer Kriege und eines weiteren wirtschaftlichen Durchein¬
anders . Das Saarbecken müsse deutsch bleiben. Seit zwei
langen Jahren habe die englisch -amerikanische Politik oder
vielmehr der Mangel an einer solchen Politik dazu geführt ,
Frankreich weiter und weiter auf den Weg zu stoßen, der
« ne unabhängige französische Aktion u . den schließlichen Ruin
nicht allein Frankreichs «nd Deutschlands, sondern auch Euro¬
pas, einschließlich Großbritannien» mit fühlbaren Rückschlägen
in den Bereinigten Staaten -um Endpunkt habe. Wenn die
Politik Großbritanniens und Amerikas nicht geändert werde,
dann sei das Ende schon in Sicht.

Ikurze polst. Nackrickten.
* Der AbstimmungStermin für Oberschlefien. Wie wir aus

zuverlässiger Quelle ersabc. ^. hat die interalliierte Kommis¬
sion beschlossen, als Abstimmungstermin den 2V. März zu
wählen .

* DaS Ministerium Harbin - . Nach einer Radio -Meldung
aus Washington ist das'

Ministerium des Präsidenten Harding
nunmehr gebildet. Es setzt sich wie folgt

'
zusammen : Staats¬

sekretär Charles Hughes, Staatssekretär William Nellon,
Krieg : John Wingats , Ackerbau : Henry Wallace, Justiz : Henry

Politik u . Ikuntt Ln kDüncken.
Müuchen, Mitte Februar .

Die letzten Tage haben schöne Beweise dafür erbracht, daß
das künstlerische Leben in München nicht nur reich ist an neuen
hoffnungsvollen Schöpfungen und Nachschöpfungen , sondern
auch zielbewußt und tatkräftig in seiner Stellung und Ein¬
ordnung in das große ganze , in die vaterländische Kultur .
Zwei Ereignisse müssen auf diesem Gebiet mit besonderer
Freude verzeichnet werden.

Die Münchener Künstler waren in den Zeiten der bayerischen
Könige und noch unter der Ägide des kunstfreundlichen Priuz -
regenten Luitpold treu vaterländisch und besonders gut baye¬
risch gesinnt, die Revolution hat aber in diesem Stande an¬
fangs manche Verwirrung angerichtet. Eine bittere Erinne¬
rung wird es bleiben, daß einer der berühmtesten Münchener
Architekten und Günstling des greisen Prinzregenten Herr
Eisner sofort für seine pomphafte Revolutionsfeier im Hof -
und Nalionaltheater die künstlerische Aufmachung besorgte.
Natürlich gewann in jener traurigen Epoche auch jene Schat-
tenseite der Kunststadt München, die unter dem Namen
Schwabing im In - und Auslande bekannt geworden ist,
also die Münchener Boheme, die Zunft der „Schlawiner " wie
man hier sagt, bedeutend an Einfluß . Während der Räte¬
republik waren diese Elemente sogar tonangebend in der gro¬
ßen Politik ; denn Eisner war schon ein typischer „Schwabin-
ger " gewesen, obgleich er seinen Wohnsitz am anderen Ende
der Stadt , in der Kolonie Hadern aufgeschlagen hatte .

Heute haben sich nun diese Verhältnisse gründlich geändert .
Unter der Führung eingesessener, namhafter Künstler ist der
Augiasstall von damals gereinigt , und die Künstlerschaft hat
sich mit wenigen Ausnahmen auf dem nationalen Boden wie¬
der gefultden. Es wäre ein Jrtum , den keiner, der der Mün¬
chener Künstlerschaft nahesteht, teilt , nun annehmen zu wollen,
die Künstler wären jetzt samt und sonders ins reaktionäre
Läger abgeschwenkt . Sie hatten sich vielmehr bis zur Revo¬
lution um Politik und gar Partcipolitik wenig, zu wenig ge¬
kümmert . In seines Herzens Grunde war der Münchener
KünsUer immer demokratisch gesinnt und er wird diese
Richtung , die freilich das Vorbild der englischen oder talie -
« ischen Verfassung gegenüber der amerikanischen bevorzugt
tzvvhl beibehalten , auch wenn heute unter dem Druck der Ver¬

hältnisse gar manche geneigt scheinen , das „Kind mit dem Bade
auszuschütten " . Zum Teil recht scharfe Reaktion ist aber unter
den Künstlern eingetreten gegen die oben angedeutete anti¬
nationale Schwabingerei . Am 6. Februar kam diese Wand¬
lung deutlich zum Ausdruck . Die Künstlerschaft versammelte
sich auf Einladung sämtlicher Künstterverernigungen im Glas¬
palast und erhob mächtig und würdevoll Protest gegen die
Pariser Beschlüsse. Prof . Fritz Erl er , der sich schon wäh¬rend des Krieges und nachher (besorckers auch durch fein in
jeder Beziehung vollendetes Gedenkblatt für die gefallenen
bayerischen Krieger ) Lurch seine Kunst, aber auch durch Wort
und Schrift als deutscher Mann hervorgetan hatte , sprach hier
neben den Professoren Löwitsch und Göschel Sätze, die
weit über diese Kreise hinaus gehört werden sollten : _

„Die Kunst ist der sichtbarste Ausdruck des urtümlichen
und zeitlichen Wesens eines Volkes. /Pflicht der Künstler ist
es, den Kindern einen deutschen Spiegel zu vererben, in
dein sie sich nicht wiedererkennen mögen. Nicht Bitte und
Wehklagen ziemt heute den Künstlern , sondern der Ton des
Trotzes und der Ablehnung, wenn sie nicht in der Kunst
ihre Ehr und ihr Gesicht, das deutsche Gesicht verlieren sol¬len . . ."
Am Tage vorher hatte sich im Münchener Schauspielhauseein Vorgang abgespielt, der mit dieser nationalen Erinnerungim Zusammenhang steht . Diese Bühne , die unter der Lei¬

tung Germine Körners mit einem mehr als eklektischen
Programm auf keinen grünen Zweig kommen konnte, hatte sich
als rettendes „ Zugstück" Schnitzlers „Reigen " erkoren, obwohl
sie durch die schlechten Erfahrungen hätte belehrt sein können,die vor einigen Monaten schon die Münchener Kammerspielemit einer Aufführung von Wed'ekinds „Schloß Wetterstein " ge¬
macht hatten . Das Publikum störte diesen Reigen sexueller
Eindeutigkeiten und die Polizei verbot nach dem Tumult das
Stück mit der Begründung , sie sei „nicht in der Lage, der
geschäftstüchtigen Leitung des Schauspielhausesdauernd ein so großes Polizeiaufgebot zur Versügung zu stel¬
len. um die ruhige Ausführung eines . Stückes zu gewährlei¬
sten , das jedem gesuidden Volksempfinden Hohn spricht und da¬
her mit Recht in weiten Kreisen der Bevölkerung Anstoß er¬
regt ."

Nun ist aber auch über „Angenehmeres und Freudenvolleres "
aus den letzten Tagen zu berichten. Im Rationaltheater wurde

Daugherty . Inneres : Albert Fall , Pofiu: Willi« » HahS, Ma¬
rine : Edwin Denby, Arbeit : John Davis , Handel : Hoover.

* Die gerettet« Ehre KrankeeichS . In Mainz war in der
. Schtllerstraße ein sranzöstscher Offizier auf dem Gleis der

Straßenbahn geritten , sodah der Wagen in seiner kursmäßigen
Fahrt behindert war . Der Führer des Wagens gab sein twr»
schrtftSmäßäigeS Gleckenzeiche«, um das Gleis frei zu erhalten .
Da ein französischer Offizier aber offenbar nicht von einem
simplen deutschen Stratzenbahnführer aus diese Weise auf .
gefordert , d. h. „beleidigt " werden darf , so kam der Straßen ,
bahner vor das französische Gericht, das es sich nicht versagen
konnte, den Beamten , der nur seine Pflicht getan hatte , zu
einer Geldstrafe von 76 Mark zu verurteilen . Man müßte schon
die sämtlichen VorkriegSjahrgange des Simplizissimus durch,
blättern , um eine wirksamere Lacherlichmachung der militari¬
stischen Sonderehre zu finden , als sie durch diesen Prozeß
erfolgt ist.

Kadilcke Aeberlicbt.
* Die Heidelberger „Badische Pott ",

zurzeit das unanständigste Blatt unseres Landes , bemüht sich
von neuem , uns etwas am Zeuge zu flicken. Diesmal glaubt
e», aus einem Satz eines unserer Leitartikel beweisen zu kön-
neu , daß wir uns nunmehr selbst als sozialdemokratische»
Blatt bekannt haben.

Wir hatten am Freitag der vorigen Woche in einem Leit-
artikel mit dem Titel „Von den Deutschnationalen " geschrie¬
ben : „ Wir betrachten genau so, wie die beiden andern Koali¬
tionsparteien im Reiche , Zentrum und Deutschdemokraten,
diese Verhandlungen (zwischen der Deutschen Bolkspartei und
den „Deutschnationalen "

) nur mit platonischem Interesse ".
Diesen Satz zitiert die „Badische Post", die offenbar unter
Wahnvorstellungen leidet, als Beweis für di« angebliche so¬
zialdemokratische Haltung der „Karlsruher Zeitupg ".

Nachdem wir in dem erwähnten Artikel vor diesem Satz
betont hatten , daß die Sozialdemokratie jenen Verhandlungen
völlig kritisch und ablehnend gegenübersteht, konnte es für
uns nur noch darauf ankommen, unsere eigene Stellung zu
präzisieren . Wir taten das in Anlehnung an die bekannten
Auffassungen der beiden anderen Koalitionsparteien , d. h.
der beiden Parteien , die außer der „Deutschen Volks .
Partei " dem Reichskabinett angehören . Wie man daraus
ein Bekenntnis zur Sozialdemokratie herauslesen kann, bleibt
uns rätselhaft . Wenn man schon absichtlich Mißdeutungen
in unseren Satz hineintragen will, so könnte man höchstens
jemanden , der den Satz außer dem Zusammenhang liest, ein¬
zureden versuchen , daß das Wörtchen „wir " in diesem Falle ,
auf die Deutsche Volkspartei zu beziehen ist »
mit der die beiden »anderen " Parteien ja die Koalition bil¬
den. .

Die „Badische Post" ist nicht nur unanständig in ihrer
Kampfmethode, sondern scheint augenblicklich auch an einer
gewissen Geistesverblödung zu leiden. Sie verwechselt ganz
munter die Koalition in Preußen mit der im Reich .

« .
In einer anderen Nummer (Nr . 42) entstellt die „Ba¬

dische Post " von neuem einen Satz aus einem unserer Leit¬
artikel , um uns auf diese unanständige Art herabzusetzen«
Wir haben in unseren Bemerkungen über die beim Besuchtes
ReichSministcrs Dr . Simon in Karlsruhe erfolgte Besprechung
im kleinen Festhallesaal ausdrücklichgeschrieben , daß der ReichS-
tagsabgcordnete Schöpf ! in im Namen der poIi t i sch enVer¬
tretung des größten Teils der deutschen Arbeiterschaft ge¬
sprochen hat . Die „ Badische Post" unterschlägt die Wort «
»der politischen Vertretung ", so daß es nun allerdings so aus »
steht, als ob wir behauptet hätten , daß Schöpflin im Nameni
des größten Teils der deutschen Arbeiterschaft schlechthin ge¬
sprochen habe.

Die „ Badische Post" ist das Organ der Partei „von Besitz!
und Bildung "

. Am Besitz zweifeln wir nicht , von Bildung , An¬
stand und guter Erziehung haben wir bisher noch nicht»
wahrgenommen .

unter Bruno Walters feinsinniger Leitung Paul Grä -
ners unterhaltsame heitere Oper „ Schirin und Gertraude "
zum erstenmal aufgeführt und mit herzlichem Beifall ausge¬nommen . Wenn auch das aus seinem Lustspiel von Ernst
Hardt selbst zurechtgeschnittene Textbuch, das die zur drama¬
tischen Bearbeitung reizende Sage vom Grafen von Gleichenaus Musäus Märchen behandelt, unter dem Mangel an dra¬
matischer Handlung leidet, so berührt doch schon die Abwesen¬
heit aller krassen schwülen und verworfenen odev
sinnbildlich überschwänglichen Versuche, mit denen
uns tonsetzende Zeitgenossen nicht selten quälen ,
recht wohltuend. Die Aufführung mit Alfred Jerger , Delta
Reinhardt und Luise Willex in den Hauptrollen war mit
Ausnahme einiger szenischer Mängel musterhaft . Grüner
musiziert wie in seinem „Don Juans Abenteuer " und „Theo-
phano" sehr geschmackvoll, klangschön und gewandt , ohne zu
«xperimientieren und zu komplizieren. Dafür muß man ihm
dankbar sein ; viel besser, ein Talent gibt sich als Talent , als
daß es durch allerlei Exzentrik „Genie " vorzutäuschen sucht.

Im letzten Abonnementskonzert des Konzcrtvereins führte
Siegmund v. Hausegger zwei interessante Neuheiten
auf : Rudi Stephans „Liebeszauber "

(nach der Hebbelschen
Ballade ) , eine symphonische Dichtung mit obligater Sing¬
stimme. Stephan ist im Krieg gefallen, 1913 noch hatte er
das genannte , 1911 zum erstenmal aufgeführte Werk, umge¬
arbeitet . Es ist eine sehr beachtenswerte Komposition, die
zwar an originaler Erfindung und Ausdruckskraft nichts über¬
mäßiges bietet, aber treffsicher zu malen und durch ihren
Stimmungsgehalt zu fesseln weiß. Das gleiche darf man von
der zweiten Neuheit desselben Abends, einer „Phantastischen
Ouvertüre E . T . A . Hoffmann " des Königsberger Komponi¬
sten Otto Besch behaupten . Was bei anderen musikalischen
Charakterbildern als Mangel beklagt werden muß , die Kurz¬
atmigkeit der Themen und thematischen Entwicklungen kann
hier als Spiegelbild der phantastischen Unrast des gefeierten
Landsmannes des Komponisten angesehen werden. Die Auf¬
nahme der beiden Werke war freundlich.

Ein „ Ereignis " in der musikalischen Kunst brachten aber
(in der Reihe der Philharmonischen Konzerte ) von General¬
musikdirektor Prof . Hermann Abendroth am 12. Febr .
aufgeführte Proben «ms dem Schaffen des Münchentr Kompo¬
nisten und Musikschriststellers Albert Roelte . Wirkung»-



Mil<D!ieferungsVerträge kn Laden.
« « . Um die allmähliche Überleitung der Milchpersorgung in

«»-iere Bahnen vorzubereiten , hat das Ministerium de» In »
»ern bekanntlich im August tdM die Badische Landesjettstelle
ermächtigt, die Kuhhaltxr derjenigen Gemeinden , für deren
« «reich von ihr genehmigte Milch- oder Butterlieferungsvm -
träge abgeschlossen find, in widerruflicher Weise von den Vor-
«driften über die Ausbringung von Milch und Butter , inSbe-
Lndere von der Zwangskontrolle zu befreien . Die übrigen
« orschristen , namentlich über die Verbrauchsregelung (Milch-
zarten) und die Strafbarkeit der Abgabe von Milch und Wüch-
erzeugniffe an Dritte bleiben vorerst in Kraft .

Die landwirtschaftlicheBevölkerung stand anfangs den Milch-
ljeferungSverträgen zum Lei ! misstrauisch gegenüber ; nachdem
indessen der Rückgang der Maul , und Klauenseuche die Abhal»
jung von Aufklärungsversammlungen , besonders durch den
badischen Mvlkereiverband und die landwirtschaftlichen Or¬
ganisationen ermöglichte , konnte der Abschluss von Lieferungs -
«ertragen betrieben und die bestehenden Vorurteile beseitigt
» erden. Bis zum 13. Februar 1W1 wurden von der Badi¬
schen Landesfettstelle 189 Milchlieferungsverträge genehmigt,
» oran die Stadt Mannheim allein mit 111, die Stadt Heidrl -
»erg mit 49 Verträgen beteiligt ist, während sich die übrigen
Verträge auf Karlsruhe (8), Baden (4), Lörrach (3), Kreiburg
(L) , Durlach (2), Konstanz und Rastatt , sowie eine Reihe , klei-
nerer Gemeinden verteilen .

Unter den Lieferbrzirken stehen die Bezirke deS kubischen
Hinterlandes oben an, nämlich Buchen mit 39, Tauberkischofs-
heim mit 28, Voßberg mit 23, Wertheim mit 15 und AdetS -
hrim mit 13 Vertragsgemeinden , ferner wurden in Sinsheim
(v), Mosbach (8), Brette » (7), Eppingrn (5) Verträge abge¬
schlossen . Neuerdings sind auch in Mittelbaden z. B . Kehl
(4 Gemeinden ) , Waldshut ( 14) und Lörrach Lieferungsverträge
« «gegangen worden. Im Bezirk Emmendingen find die Der.
träge zugunsten der Stadt Wrinhrim , in den Bezirken d»S
Seekreises zugunsten der Stadt Mannheim und der Landes ,
reserve dem Abschluss nahe» Ebenso werden die Milchsiefs-
rungsverträge , die die Stadt Villingen mit den ihr zugewiese-
»en Liefergemeinden abgeschlossen hat , demnächst genehmigt
» erden . In sämtlichen Liefergemeinden der Stadt Villingen
find Milchgenoffenschaften gegründet worden, die zu einer B«-
lirksmilchgenossenschaft zusammengeschlossen find, die ihrer¬
seits wieder nach den Weisungen des städtischen Kommunal¬
terbandes die Milchverteilung in der Stadt Villingen besorgt.
Durch die bisher genehmigten Lieferverträge find bereits Wer
L8 000 Liter täglich , also ein Viertel des Milchnotbedarfs der
badischen Städte sicher gestellt .

k

Marktpreis und Treiberei .
In letzter Zeit wurde verschiedentlich in der Presse ain

Arteil des Wuchergerichts beim Landgericht III in Berlin
besprochen und daraus für künftige Entscheidungen der Schluss
gezogen, es werde Preistreiberei nicht als vorliegend betrach-
ttt, wenn der reguläre Marktpreis oder Tagespreis beim Ab¬
satz einer Ware an den Verbraucher eingehalten worden sei .
Dieser Schluss ist, wie uns von unterrichteter Seite geschriek«n
wird, nicht zutreffend . Der Angeklagte hat sich in dem er¬
wähnten Falle sowohl auf die besonders hohen Gestehungs¬
kosten seiner Ware berufen , wie er geltend machte, daß sei»
Preis den Tagespreis nicht überschritten habe. Das Wucher¬
gericht hat zwar den vorgebrachten Gründen des Angeklagten
Rechnung getragen, jedoch nicht erklärt , welchem der Verteidi¬
gungsgründe es ausschlaggebenden Wert beigemessen hat .

Auch die vielfach laut gewordene Behauptung , das Reichs¬
gericht lege seinen Entscheidungen die Tagespreise zugrunde ,
da es bei allen Posten der Kalkulation eine Berücksichtigung
der Geldentwertung zulasse, ist unrichtig . Das Reichsgericht
hat es ausdrücklich abgelehnt, die Anpassung der Verkaufs¬
preise an die Marktlage schlechthin zuzulassen . Auch hat da»
Reichsgericht nicht die Berücksichtigungder Geldentwertung bei
Men Posten der Kalkulation namentlich nicht bei den Ein¬
standspreisen gebilligt, sondern sie nur für die Risikoprämie,
«en Unternehmerlohn und Unternehmergewinn gestattet .

In einem andern Fall hat das Reichsgericht erklärt , daß
Kettenhandel dann nicht vorliege, wenn der Preis , den der Ver¬
braucher zu zahlen habe, den Berkehrswert der Ware nicht
übersteige oder sogar noch hinter demselben zurückbleibt. WM

»oll eingerahmt durch vollendete Wiedergabe von Thuilles «Ro¬
mantischer Ouvertüre " und Bruckners 3. Symphonie würde
«ine Sangesszene für Sopran und Orchester «Vor einem
Bilde" und Anleitung und Szene der Denise aus der Oper
«Francois Villon" vorgetragen . Ich halte Albert Noelte für
einen der zukunftsreichsten unter unseren deutschen Kompo»
nisten . Seine „ Gesangsszene", die wie eine geist- und gemüt -
»olle Studie zum dritten Akt des «Francois Villon " amnutet ,
birgt schon eine Fülle musikaliscker Feinheiten und Offenbs -"
«urigen eines überrauschenden Gefühlslebens , die große Szene
vus der Oper selbst gibt aber noch weit mehr : — sie zeigt den
Komponisten auf dem Wege , die Ausbrüche seines leidenschaft¬
lichen Geblüts in plastischer und daher unmittelbar ergreifen¬
der Gestalt auszuformen . Noelte ist weder durch die. neu-
rasthenische Schwäche vieler moderner Tonsetzer, die sich in . den
«ben erwähnten Kurzatmigkeit der thematischen Erfindung
äußert, noch durch die überästhetische Abneigung gegen ein
breit und sinnfällig fließendes Melos angekränkelt . Er gWift
mit seiner die technischen Mittel voll beherrschenden Gestal¬
tungskraft kühn hinein in die Natur und sucht über sie Hin- ,
»us prägnante Formen und Bilder nach seinem Ebenbild« Kt.
schaffen. Wenn es ihm gelingt , auf diesem Wege weitetz zu
schreiten und dem zeitgenössischen , verstandosmässig dasevksi»
musikalische Element zersetzenden Kritizismus zum Trotz? die
Gestalten seiner musikalischen Eingebung und Leidenschaft:
voll) geschloffener , die jetzt noch oft üb« - und ineinandersträ -.
Menden Stimmungen in klare, einfache Melodien zu fass»«»
können wir von ihm die Volksopen erwarten ^ nach der Win unA
aus dem sensationslüsternen , meistens in technischer Mei¬
sterschaft ausgehenden Getriebe unseren Zeit heraus alle fich-
nen. Karlsruhe und fein Operndirektor Cortolezis wür¬
ben bei dieser Gelegenheit in Mrmchsn wieder mit dankbarer
Anerkennung genannt , weil sie sich so manchen hoffnungsvoll «
Talentes annehmen* und auch den „Fvauyns Villon " zun»
«rstenmale herausgebracht haben . Jraeema - Brü gel -
Mann sang in München sowohl die „ Gesangsszene " al» d»
Denis« mit einer inneren Wärme und technischen wie ftim» -
nchen Vollendung, die ergreifend und fortreissend wirkte. War ,
schon die Ausnahme der Gesangsszene sehe freundlich , so- ge¬
staltete sich -die Aufführung der Szene der. Denise zu einer»
»ollen Erfolg für den Koinponisteu, die Säugerin , den Mrr »
K«nten und das Orchester. Und das will wirklich viel bedeu-
»«n , da Albert Noelte seit vielen Jahren in München als einer ,
»er kenntnisreichsten Kritiker tätig ist und auf ihn daher in -
verparktem Masse das Wort vom Propheten » in seinem Bster -
« ndr zutrifft . Dr . Friedrich M ö hl »

»uKarlsruhe beurteilt man in dieser Hinsicht die Tätig »
der Operndirektion allerdings wesentlich anders . Red.

s »tistm Urteil hat man schttessen vollen , de» NeichSyericht
anerkenne der» Verkehrswert für best Tatbestand de» Setten -«
Handels und damit auch den Marktpreis , übersieht aber dabei;
dass im gleich« , Urteil die Notwendigkeit betont wurde , zu
prüfen , ob nicht jeder einzeln«, am Kettenhandel Beteiligte
einen übermLWgen Gewinn erzielt habe, wenn auch der End¬
preis den VerkihrSwert der Ware nicht übersteigt ; mit anderen
Worten , »atz «potz Einhaltung »«» Markchreises Preistreiberei
vorliegen kann,

Zusammenfaffend mutz festgehalten werden, dass die bisher
zum Beweis fHr die gerichtliche Anerkennung des Marktpreises
angeführten Urteile nicht richtig wiedergegeben oder falsch auf¬
gefasst worden find, dass demnach die Rechtsprechung bin der
Beurteilung van Fällen von Preistreiberei bisher den Markt¬
preis schlechthin nicht anerkannt hat.

kurze LaLricdten aus Laden.
* Nr. 1V deS Badischen Gesetz- und Verorldnuns -Vlatte »

hat folgenden Inhalt : Gesetz : über die vorläufige Regelung
des Staatshaushalts für 1920 . Verordnung : deS Mini¬
steriums des Innern : die Arzneitaxr .

EisenbahnvrrkehrSsperre.
Von der Annahmesperre nach Darmstadt -Hauptbahnhof

Verden weiter ausgenommen : natürliche und künstliche Dünge¬
mittel und solche Güter , bei Lenen der Versender nachweist.
Lass der Empfänger sie selbst abholt

Bei der Sperre nach Salzburg -Übergang werden Lebensmittel
«rtd Brennstoff « zugeiaffen.

O? v . Austritt a«S der Kommunistische » Partei . Wie die
«Bad . Landeszeitung ' erfährt ist der Stadtverordnete Kruse,
früher Redakteur der Sozialistischen Republik, aus der kom¬
munistischen Partei ausgetreten .

I .kv . Heidelberg, 23. Febr . Der Bürgerausschuß sollte
gestern über die Erhöhung von Zuschüssen zu den klinischen
Anstalten beschließen . Auf Antrag der Regierung wird sich
die Stadt in Zukunst mit einem Drittel am Zuschuh zum aka¬
demischen Krankenhaus beteiligen, höchstens jedoch jährlich mit
einer Million Mark statt der bisherigen 300 000 M . Außerdem
will der Stadtvat den Zuschuss zum Neubau der medizinischen
Klinik von einer auf 3 Millionen Mark erhöhen. Der Bürger¬
ausschuss war grundsätzlich mit den Vorlagen einverstanden , be¬
schloss aber , sie so lange zurückzustellen , bis - er Staat seine
grossen Verpflichtungen gegen dje Stadt aus Steuern und
Auslagen zu rogeln begonnen habe. Ausserdem hat der Bür¬
gerausschutz u . a . 44 000 M . bewilligt für die Anrichtung von
Solbadeanstalt « (in Verbindung mit der neuen heilkräftigen
Thermalquelle ) in einer Volksschule und einer Kleinkinder¬
anstalt .

U? v . Donaneschingen, 82. Febr . Am Sonntag fand im;
Hotel zum Adler eine Versammlung der dem Landesverband «
der füdwestdeutfche « Presse angchörigen Redakteure aus Ober¬
baden statt . Erschienen waren die Redakteure der Zeitungen
in Freibuvg, Waldkirch , Donaueschingen, Villingen , Konstanz,
Waldshut und Gingen . Der Vorsitzende des Landesverbandes ,
Chefredakteur Scheel aus Mannheim , berichtete über die Be¬
strebungen der Organisation , mit den Zeitnnasverlegern
eine« Vertrag abzuschliessen . An diesen Vortrag knüpfte sich
eine Aussprach« an , in der die Gehaltsfrage der Redakteure
eingehend erörtert wurde.

U? v . Waldshut , 22. Febr . In der letzten BürgerauSschnss«
fitzung wies Bürgermeister Kupferschmid auf die schweren Be¬
leidigungen hin» die die Entente erneut unserem Volke auf¬
erlegen will. Badens Volk und Regierung hätten sich in der
Ablehnung diestr Bedingungen einmütig hinter die RelchS -
regierung gestellt . Auch die Vertretung der Waldshuter Ein¬
wohnerschaft nähme , wie er feststellen konnte, die gleiche Hal¬
tung ein.

RadLkcke Gemeindelckau .
Badischer Städteverband .

Ns . über die Vorstandssitzung des Badischen Städteverban¬
des vom 19. dsi MtS. in Offenburg wird uns berichtet :

Die nachdrückliche Unterstützung der badischen Baustoffbe¬
schaffung G . m. b. H. durch Gewährung von Darlehen und
Inanspruchnahme bei Arbeitsvergebungen wird den Städten
empfohlen. Die Anregung der Einrichtung einer BanpreiS .
zentrale der badischenStädte soll weiterverfolgt werden . Die
Anpassung der städtischen Besoldungsordnungen an die Reichs¬
besoldungsordnung nach Maßgabe der Bestimmungen deS
Sperrgesetzes wird erfolgen, sobald die Vollzugsverordnung
zum Sperrgesetz erlassen ist. Die vom Reich beschlossenen Er¬
höhungen der Kinderzulagen und Teuerungszulagen sollen in
den Städten «Wald einheitlich durchgeführt werden.

Da -die Reichsregierung es ablehnt , auch den Gemeinden
die Mittel für diese Erhöhungen zu ersehen, soll unverzüglich
durch den Deutschen Städtetag bei den Reichsbehörden Vor¬
stellung erhoben werde».

Die Urlaubsardnung für die städtischen Beamten kann erst
neu geregelt Warden , wenn staatsseitig die Neuregelung durch¬
geführt ist. Di « ledigen Arbeiter und die Witwer mit eigenem
Hausstand sollen den verheirateten Arbeitern in der Lohn -
zahlung aus Billigkeitsgründen gleichgestellt werden . Da »
veraltete Gebäudeversicherungsgesetz muß grundlegend abge-
ändert werden, und zwar in der Richtung, dass die Gemeinden
entlastet und die sämtlichen Kosten des Verfahrens von der
Gebäudeverficherungsanstalt getragen werden. Die Belastung
der Gemeinden in der bisherigen Weise lässt sich bei den heu¬
tigen veränderten Verhältnissen nicht mehr rechtfertigen . Die
Gebühren der vemeindegrbührrnordnung find zu niedrig , sie
müssen der Geldentwertung entsprechend wesentlich erhöht
werden . Für die Prüfung der Frage der Organisation der
Ortspolizei wir» ein Unterausschuß eingesetzt , der im Beneh¬
men mit den Polizeireferenten der Städte Vorschläge für
die Organisatio « ausarbciten soll. Die Kosten der Ortspolizei
soll«» nach dem Vorbild von Preußen im wesentlichen vom
Staate getragen werden. Wegen Zulässigkeit der Erhöhung
der städt. Berürauchsstrurr soll der Anregung des Ministe¬
rin »^ entsprechend eine gerichtliche Entscheidung herbeige»
füh«L werden . Der Gesetzentwurf, betr . Anführung einer
Jaghsteuer wir » beanstandet, weil dadurch die Gemeinden be¬
nachteiligt werchn. Das Gesetz betr . den Verkehr mit Grnnd .
stücken lSperrgasetz) wird für unbrauchbar erachtet. Nur durch
reichsgesehliche Regelung kann der beabsichtigte Zweck erreicht
werden . Der Mregung der Einteilung des Landes in abge.
grenzte Bezirke zur Durchführung der Nahrungsmitteluntersu¬
chunzen im Anschluss an die bestehenden Untersuchungsanstal¬
ten wird zugestzmmt. Zur Feststellung, ob die verschiedenen
gemeinnützigen städtischen Anstalten und Einrichtungen ver-

. pflichtet find , Umsatzsteuer zu entrichten, wird den Städte » di«
Anrufung des ReichssinanzhofeL empfohlen.

Nus der Lsn-esbauptltadr.
Gründung der Südwestdientschen Lichttechnische «

Gesellschaft.
» An Ausschuss von Professoren der hiesigen Technischen

Hochschule, die auf dem Gebiete der Beleuchtungstechnik tätig
find, hatten für vorgestern abend zwecks Gründung einer Süd¬
westdeutschen Lichttechnischen Gesellschaft zu einer Versamm¬
lung in (den großen Hörsaal des Mektrotechnischen Institut »
der Technischen Hochschule eingeladen. Erschienen waren da¬
zu Vertreter des Arbeitsministeriums , des Ministeriums de»
Kultus und Unterrichts, der Eisenbahngeueraldirektion irr
Karlsruhe , der Oberdirektion des Wasser - und Straßenbaues ,
der Technischen Hochschule, des Staatstechnikums , des LandcS-
gewerbeamteS . des Gewerbeauffichtsamtes, des Kreisschul-
amteS, deS LandeStheaterS, des Bürgermeisteramtes , de»
Volksschulrektorates, der Ärztekammer, des Forschungsinstitu¬
tes für rationelle Betriebsführung im Handwerk, des Verein »
deutscher Ingenieure , des elektrotechnischen Vereins , der ba¬
dischen Architektenschaft , des Verbandes deutscher Elektroinstal»
lationSsirmen u. a . Den Vorsitz führte der Altmeister der
deutschen BeleuchtungSwiffenschaft, Geh. Rat Prof . Dr . Bunte -
Karksruhe .

Den einleitenden Bortrag hielt Prof . Dr . Teichmüller. Der
Redner führte u. a . aus , dass bisher die Lichttechnik nicht
in genügender Weise gefördert worden sei, weil man bisher
hie Lichterzeugung bevorzugt hätte . Auch nach der Erfin¬
dung der Gasbeleuchtung sei es nicht besser geworden. Die
Lichtmessung habe lange Jahrzehnte keine Fortschritte ge¬
macht. Umwälzungen seien erst durch die Erfindung de»
elektrischen Lichtes hier erfolgt. Durch das elektrische Licht
wurde dem Gaslicht zunächst Konkurrenz gemacht und durch
diese Konkurrenz machten beide Beleuchtungsarten Fort¬
schritte. Schließlich seien beide zu gemeinsamen Handeln ge-
dcängt worden . Auf beiden Seiten habe man eingesehen,
daß man eine Norm für die Beleuchtung schaffen müsse . Die
erste Frage sei gewesen , soll man für die Güte der Beleuch¬
tung die horizontale oder die vertikale Beleuchtung in Be¬
tracht ziehen. Es setzte sich die mittlere horizontale Beleuch¬
tung durch. Das sei die erste Frucht des Zusammenarbeitens
der beiden bisher feindlichen Lager gewesen . Wenn das Licht
sehr zerstreut sei, so könne man die Gegenstände im Raume
nicht gut erkennen und ein Künstler könnte darin nicht ar¬
beiten . Andererseits sei die Beleuchtung eines großen Rau¬
mes , die von einem Punkte ausginge , nicht viel wert, es trä¬
ten Schatten auf , die das Erkennen im Raume schwer machen .
Techniker, Künstler und Arzte forderten eine Beleuchtung,
die diese Fehler vermeiden. Das führe zur Lichttechnik: Die
Lichttechnik arbeite für jeden ernsthaften Benutzer des LichteS
Im allgemeinen sei heute eine gute Beleuchtung nur für die
sog . Genießer da, in den Museen, in den Theatern usw. Aber
der Arbeiter werde durch gute Beleuchtung leistungsfähiger
und dies berücksichtige man in den Fabriken zu wenig . Not¬
wendig sei, dass der Lichttechniker mit dem Arzte, und zwar
nicht nur mit dem Augenärzte, zusammenarbeite, aber auch
mit dem Architekten müsse sich der Lichttechniker in Verbin¬
dung setzen , überhaupt mit jedem, der für Verbesserung unse¬
res Beleuchtungswesens ist . Auch auf dem Gebiete der Ejn -
zelbeleuchtung liege noch vieles im argen . In Berlin wurde
im Jahre 1912 ein Lichttechnikerverein gegründet, der
aber bisher meistens nur für Berlin gearbeitet habe. Seins
füdwestdeutschen Mitglieder hätten sich jetzt zu einer Süd¬
westdeutschen Lichttechmschen Gesellschaft zusammen getan .
In Baden sei ein Lehrstuhl für Lichttechnik eingerichtet und
an der Technischen Hochschule sei das erste Institut für Licht¬
technik gegründet worden. Für die Gründung dieser An¬
stalt hätte die Industrie bereits viel getan und sich grosse Ver¬
dienste darum erworben . Der Redner konnte Mitteilen» dass
das Institut bereit » begonnen habe, sich mit einer Reihe licht -
technischer Fragen zu befassen .

Der Vortrag wurde mit lebhaftem Beifall ausgenommen«
Der Versammlungsleiter , Geh. Rat Dr . Bunte , konnte mittei -
len , dass in der nächsten Zeit eine zweite Versammlung statt¬
finden solle, die über die Organisationsfragen - er neuen Ge¬
sellschaft zu beraten habe.

Prof . Dr . Eitner -Karlsruhe gab einen Überblick über die
Von der Gesellschaft geplante Tätigkeit und wies darauf hin,
dass die Südwestdeutsche Lichttechnische Gesellschaft ihr Gebiet
nicht auf Karlsruhe beschränken , sondern auf ganz Baden ,
Hessen und auf Württemberg ausdehnen wolle . Geh. Rat
Dr . Bunte bemerkte, dass verschiedene namhafte industriell«
Firmen bereits grössere Beiträge für die Lichttechnische Gesell,
schaff gestiftet haben und schloss mit Dankesworten an all»
Versammlungsteilnehmer die Veranstaltung .

Freie Aussprache . >
IWK oerössentlichen unter dieser, dom übrigen redaktionellen Teil abgesonderten Rubrik

»«achtenswerte Darlegungen «ob Anregungen au » allen Parteilagern , um auf dies»
Weise ein « srei« Aussprache M ermöglichen . Selbstverständlich bewegt sich diese Aul¬
sprach« außerhalb der polnischen « erantwortnug der Redaktion .!

Richtlinien kür Mietzins -
berecbnungen .

Vorgeschlagen von Dr . Sauter -Freiburg .
An den Bestimmungen des badischen Arbeitsministeriums .

>m 15. Juli 1919 wird bis zum Erlass eines Reichsmieten-
ssetzes festzuhalten sein . Hiernach ist für die Bemessung de»
tietzinses der bei Beginn des Krieges bezahlte Betrag zu-
mnde zu legen, wie eS auch nach dem neuen Entwurf eine»
.M .G . der Fall ist. Die badischen Richtlinien bedürfen, um'
rtgesetzte Steigerungen und übermässige Bedrängungen de»
tietseinigunysamtes hintanzuhalten , einer Ergänzung hm-
chtlich der Tilgung deS Mehraufwandes für Unterhaltungs -

Die Festlegung prozentual gleicher Zuschläge zum Mietzin »
ierfür ist zu verwerfen , da sie nur zur Verwirrung untz
Mosen Steigerung der Mieten und Hauserpretse führte .
Bezüglich der mit dem Hausbefitz verbundenen Unkosten er«

ibt sich folgendes :

Es kann nicht als selbstverständlich betrachtet werden, dafj
le Mieter die Abwälzung der von den Hausbesitzern zu zah-
-nden Steuern ohne weiteres als berechtigt anerkennen . Sie
aben unter der allgemeinen Erhöhung der Steuern zumeist
bnedies genug zu leiden. Die seitherige Gesetzgebung ging
ffenbar von einer besonderen Leistungsfähigkeit des Durch-
hnitts der Hausbesitzer aus , die mit dem Hypothekenwesen
usammenhing . Tatsächlich waren die Umlagen, die auf dem
»ausbesitz ruhen , vor dem Kriege kaum abwälzbar, ^ sonst
kitten die Hausbesitzer nicht stets so sehr dagegen gekämpft,
ne hatten auch allen Grund dazu, soweit sie ihr HauS nimt
ermieteten . . _
Trotz dieser Sachlage haben sich vielfach die Vertreter - er



erklärt und entgegenkommenderweise .sogar erneu Aufschlag
von SO Prozent der Miete zugebilligt . Dies könnte jedoch
Wohl nur unter der Voraussetzung aufrecht erhalten werden ,
dass von einer Mehrberechnung für die durch die Hausver¬
waltung geleistete persönliche Arbeit der Besitzers abgesehen
wird .

Unterhaltungskosten .
Die Mieter erscheinen nicht verpflihtet , insoweit die In¬

standsetzungskosten zu ersehen , als solche nach der von den
Vermietern aufgestellten Berechnung shon in der Miete des
Jahres 1914 enthalten waren . Diese Kosten beliefen bei
einem Hauswcrt von tOO OOO M .< nach Angabe der HauSbe -
fiker . auf mindestens 550 M . laufend und 330 M . Tilgungs¬
anteil für aukerorden ' liche Aufwendungen , zusammen 880
Mark — 0 .88 Prozent .

Es ist kaum anzunehmen , das; die laufenden Betriebskosten
(deren Mehrbetrag im allgemeinen jetzt auf ISO M . sich be¬
rechnet ) und eine angemessene Erhöhung der schon 1914 ge¬
gebenen Verwaltungskosten jemals diesen Betrag erreichen .
Es wäre auch ungerecht , wenn die Mieter jetzt alles aus
eigener Tasche macken lassen müssten , was die Hausbesitzer
während des Krieges an Herstellungsarbeiten unterlietzen .

Es darf ferner darauf hingewicsen werden , dass die Miet¬
preise von 1914 (wenigstens in Freiburg ) vielfach schon eine
übermässige Verzinsung deS ursprünglichen Anlagekapitals
enthalten .

Zur Gewährleistung einer angemessenen Verzinsung und
Tilgung der Instandsetzungskosten , werden folgende Bestim¬
mungen vorgeschlagen :

JnstandsehungSkoste «beitrag .
Die Mieter haben den Mehrbetrag an Instandsetzungs¬

kosten in der Weise zu ersetzen , dass Beträge bis zu 100 M .
innerhalb 2 Jahren , bis zu 1000 M . innerhalb 5, bis zu
10000 M . innerhalb 10 Jahren getilgt werden . Im Zweifels ,
falle entscheidet der Micterausschuss , soweit ein solcher bestellt
ist , ünd auf Anrufen das Mieteinigungsamt . Dieses hat in
allen Fällen , bei denen die Aufwendungen innerhalb eines
Jahre » 10080 M . übersteigen , den Ersatz zu regeln . ES kann
hierbei längere Fristen bestimmen und auch Anweisung da¬
hin geben , dass der Jnstandsehungskostenbeitrag ganz oder
- um Teil an beteiligte Handwerker oder Geldgeber auszu¬
zahlen ist.

Die Landesregierung kann anordnen , dass die Mieter die
zu ersehenden Instandsetzungskosten durch Vermittlung einer
Kasse zu tilge » haben . Über deren Einrichtung kann sie be¬
sondere Bcstimmuna treffen . Sie kann auch bestimmen , dass
alle Mieter einen Beitrag in bestimmten Hundertteilen der
Kriedensmiete zur Wiederherstellung besonders notleidender
Häuser zu zahlen haben .

JnstandsehungsprSmie .
Für Instandsetzungen , die dis 1 . Juli 1921 begonnen und

t« diesem Jahre noch vollendet werden , kann der Vermieter
einen Zuschlag bis zu 30 Prozent erheben .

Für Instandsetzungen , deren Ausführung innerhalb eines
Jahre » gewährleistet erscheint , kann der Vermieter mit Ge¬
nehmigung de» Mie ' erausfchuffes oder de» EiinigungsamteS
schon bei den nächsten laufenden MietzinSzahtuugen einen
entsprechenden Beitrag anfordern .

F ür eine Mietzinsregelung scheint eS nun . wenn auch nicht
alle Mieter damit einverstanden sein werden , da » Einfachste ,den fricdenSzeitlichen Tilgungsanteil von 330 M . für äuher -
ordent icke Aufwendungen auf den Mehrbetrag für laufende
Betriebskosten in Höbe von 120 M . zu verrechnen und den
Unterschied von 210 M . dem Hausbesitzer als Zuschuss zu den
schon in der Friedensmiete enthaltenen VerwaltungSkoften zu .
- » billigen .

Wei erdin hätte der Hausbesitzer nach obigen MuSkührungen
eine vollständige ( ihm auch noch gesetzlich zu sickernde ) Ti 'gung
der Instandsetzungskosten jeder Art , soweit sie den ^ iedens -
betrag von rund 500 M . — 0,5 Nrozent deS Hauswerts über¬
steigen , zu beanspruchen . Schliesslich wäre ihm nach den
Grundsätzen der Billigkeit ein nach den örtlichen Verhältnissen
zu bestimmender Zuschlag in Anbe ' racht der für die Sansbe -
sitzer besonders erhöhten Steuern und Umlagen zuzubilligen .

ES ergäbe sich daher in der Hauptsache folgende
Neuregelung :

Friedensmiete ch- Prozent . Zuschlag für öffentliche Lasten
(Steuern ) ;

-s- Tilgung der JnstandsetzungS ' osten , soweit
sie 600 M . jährlich übersteigen .

Die Tilgung wäre so einzurichten , dass die in der Frieden »,
miete enthaltenen 500 M ., d. h . rrrnk» 10 Prozent des Mietzin¬
ses. für die kleineren (laufenden ) Ausgaben zur Verfügung
stehen . Sie brauchte grundsätzlich nur bis zu dem Zeitpunkt
zu erfo 'gen , indem die betreffenden Herstellungen voraussicht¬
lich zu erneuern sind . Dies ist auch , soweit es sich um grosse
Instandsetzungen handelt , der Standpunkt der Reichsregierung .

Bei vorstehercken Ausführungen und im Reichsgesehentwurf
ist die ZinSrrfparniS nicht berücksichtigt , die. sich bei den Hvpo -
tbekenzinsen egcbcn kann , Prozent Kapitalzins macht nach
einer Berechnung der Hausbesitzer schon etwa 10 Prozent Miet¬
zins aus .

Die 1914 auf dem HauS ruhenden Hypotheken können inner¬
halb der Grenzen des damaligen Kapitalwerts heute unbe¬
dingt als sicher gelten . Auch bei Rückgang der gesckäftstcken
Unternehmungslust könnte eine Ermäßigung des Zinsfußes
eintreten . Um eine solche durchzuführen , wäre eine mit Ko¬
sten verbundene Änderung des Grundbucheintrays kaum nötig .
Schliesslich könnte bei Errichtung des schon früher von den
Bodenreformern geforderten staatlichen Hypothekenbanken oder
bei Übernahme der Hypotheken auf die Gemeinden sich mit
Hi 'fe von Pfandbriefen eine nicht unwesentliche Herabsetzung
der Hypokbekenzinsen erzielen lassen . Die sich hieraus er¬
gebenden Überschüsse wären zweckmässigevweise dem Neubau
von Wohnungen dienstbar zu machen .

Ltantsanzciger .
Da » Staatsministerium hat unterm 3. Februar d . I .

schloffen, den Prosektor d«S anatomischen Institut » der Uni¬
versität Heidelberg , a . o. Professor vr . Kurt Elze , seinem
Ansuchen entsprechend auf 1. April d. I . aus dem badisch « .
Staatsdienst zu entlaßen .

Die staatStlerärztliche Dieustprüfung brtr .
Mit Bezug auf 8 2 Lit . c der Verordnung vom 17. Mai 1900

in obigem Betreff (Ges .- und B .-O .-Bl . Seite 709 ) wird zur
öffentlichen Kenntnis gebracht , dass bei genügender Beteili -
gung der diesjährige Vorbereitungskursus für den staatstier¬
ärztlichen Dienst während der Monate Mai . Juni und Juli
am Tierhygienischen Institut in Freiburg abgehalten wer -»«
wird . «

Der Kurs umfasst folgende Vorlesungen und Übungen :
1 . Veterinärpolizeiliche Verwaltungskunde ,2 . Veteri ärgesetzgebung ,
8 . Organisation des BeterinärwesenS .
4. Einführung in den staatstierärztlichen Dienst (mit

Übungen in der Berichterstattung ).
5 . All -' e ^-eine und spezielle Seuchenlehre , Desinfektions -

praxi ».
6 . Demonstrationen und Übungen in der Diagnostik cin -

ze
'ner Seuckenfälle . verbunden mit Übungen in der

Abfassung von Niederschriften und Gutachten ,7 . Mikroskopiscke und bakteriologische Übungen .8. Technik der diagnostischen sowie der Schutz - und Heil¬
impfungen mit Übungen ,

9. Animalisch « Nahrungsmittelkund « in Verbindung mit
praktischer Anleitung zur Ausübung der Fleisch¬
beschau.

10. An ' eiti ng und Übungen in der Beurteilung der Zucht -
und Nuhtiere .

11. Staatliche und genossenschaftliche Einrichtungen zur
Förderung der Tierzucht ,

12. Hygiene der Haustiere ,
18. Encyklopädie der Landwirtschaft .

Der Unterricht wird unentgeltlich erteilt . Anme 'dunge «
zur Teilnahme an diesem Kurse sind listigsten » bi» zum
1. April 1921 an den Direktor des tier ' hgienischen Institut »
in Freiburg zu richten , welche» den Teilnehmern auf Wunsch
eiue Bescheinigung über den Besuch des Borbereitungskurse »
ausstellt .

Kar " ruhe , den 18. Februar 1921.
Ministerium de» Innern .
Der Ministerialdirektor :

Arnold . Braun .

Vornsnmstss ttlsus am ss' Istr »
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LUnttliDe Veksmitmachung .
Tagesordnung

zu der am
Dienstag , de« 1 . März 1921 . vorn » , v Nhr .
im Bezlrtsratssaat in Karlsruhe stattfindeuden

Bezirikoratssttzung .

, I . Ojfeml che Sitz,mg.
Verwaltungssachen :

ll. Gesuch deS Heinrich Wagner hier um Erlaubnis
zum Ausschank alkoholfreier Getränte in dem
Verkaufshäuschen Ecke Erbprinzen - und Walo¬
st ratze hier ,

- . Gesuch des evgl. Kirchengemeinderats Mühlburg
um Erlaubnis zum Betrieb der Realgaslwirtjchaft
»zu den drei Linden ", Rheinjtratze 14 hier » durch
den Verwalter Karl Estedt hier ,

L Gesuch de» Rudolf Stöber hier um Erlaubnis zum
Betrieb der Kantine des HauptversorgungSamteS
Moltkestrasse 8 (ehern . Artst -Kaserne ) hier »

» . Gesuch des Konditors Otto Schwarz hier um Er .
laubnis zum Ausschank von Weinen in seinem
Kouditoreikaffee Kartstrahe -49a hier .

S Gesuch des Rudolf Hanousek und Willy Lange hier
um Erlaubnis zum Betrieb der Schankwirtschast
mit Branntweinschank in dem Hause Breitestrasse
24 in Beiertheim Wintergarten ",

8. Gesuch des Daudilio Lust hier um Erlaubnis zur
räumlichen Ausdehnung seiner Konzession (Schank .
Wirtschaft mit Branntweinschank ) in dem Hause
« reu - strasse 10 hier auf da » Kaffee Union " hier .

7. Beschwerde der Geschwister Lämmle hier gegen
«ine bezirksamtliche Entscheidung betr . Müllab¬
fuhr .

8. Gesuch der Firma Jakob Fleischer L Co . hier um
Genehmigung zue Lagerung von Lumpen und
Altmaterial in dem Anwesen Neue Anlage 25 in
Bulach .

9. Festsetzung von Baufluchten im Gelände bei der
ehemaligen Maxau - und Rheintalbahn nördlich der
Koiserallee ,

1<st Umbau einer Blech - und Kupferschmiede durch die
Maschinenbaugesellschaft Karlsruhe betr ,

11 . Errichtung einer Kesselschmiede durch die Maschi¬
nenbaugesellschaft Karlsruhe betr ,

12. Gesuch der Stadt Karlsruhe um wafferpolizeiliche
Genehmigung zur Herstellung einer Bewäfferungs -
(BersuchS )-Anlage auf dem Karlsruhe « Exerzier¬
platz,

H . Nichtöffentliche Sihnna .
1"

. Berbescheidung einiger Gemeinderechnungen .
Karlsruhe , den 22 . Februar 1921 . O .-Z . 32

Bad . Bzirksamt I .

Das

NGelMtliiil Men
in allgemeiner , wirtschaftlicher
u . staatlicher Hinsicht dargestellt

Mit Unterstützung deS Ministeriums des Kultu »
und Unterrichts herausgegeben von

L . Rebmann
Nrh. H- srat, Direktor der S « rhrs» ul«, Narltnih«

Or. Lberh . Gothein
< «h. tzofral, ». Pr-Ysjor a. d. Unuxr t̂atHrldrlbrri
Or. jur . Lugen v . Zagemann

Wirkt. Geh Ra», Hg.
O. HOu-rarprofesjor an drr UiliveifiiLt HcidelbttD

Unter Mitwirkung hervorragender Beamten und
Gelehrten

Zweite » vollständig «« gearbeitete Auflage M »

Preis geheftet ^ 20 .—. gebd . ^ 27.—
und 100 "/, Teuerungszuschlag

LuxuS - Halbfranzbände werden nur
auf Bestellung angefertigt

Inhaltsverzeichnis :
r . tand und Volk . s . DaS Land und seine

Natur . 1 . Geographische Uebersicht . 2 . Geologische
Skizze . 3. Das Klima . 4 Die Tierwelt . 5. Die
Pflanzenwelt . l>. Das Volk und seine Kul¬
tur . 1. Urgeschichte und Anthropologie 2 . Bad .
Geschichte- 3 . Sprache und Literatur . 4 . Kultur¬
geschichte- 5. Geschichte der Kunst in Baden
v . Pflege der Wissenschaft und der kulturellen
Interessen . 7 . Die Gesundheitszustände . 8. Be¬
völkerungsstatistik -

U . Volkswirtschaft . 1. Die badische Volkswirt¬
schaft . 2 . Tie Landwirtschaft in Baden . 3 . Die
badische Forstwirtschaft - 4 . Berglvesen - 5 . Jagd .
6 . Fischerei . 7 . Kreditanstalten . 8 . Privates o «c-
ficherungStvesen . 9 . Die Industrie . IO. Das Hand -
Werk. 11. D -e Industriearbeiter . 12 . Der Handel .
1» . Die Eisenbahnen . 14. Die Wasserstrassen .
15 . Posten und Telegraphen .

Hl . Der Staat . 1 . Rechtliche Grundzüge deS
badisch . Staatswesens . 2 . Justizwesen . 3 . Innere
Verwaltung 4. Unterrichtewesen . 5. Die Kinanz -
derwaltung 6 . Gemeinde - und sonstige Kommu¬
nalverbände . 7 . Kirchen u . religiöse Gemeinschaf¬
ten 8. Tie Presse . 9. Die Parteien - 1u. Gemein -
uützige Anstalten und Vereine -

Aartenbeilagen :
1. Politisch -administrative Kart « von Baden .

tl : 400000 )
2 . Historische Karte von Baden , ( l : 400000 )
S. Niederschlagskarte von Bade » . ( 1 : 1200000 )

Ausführliche Prospekte kostenfrei .

Zu beziehen durch jede Buchhandlung und direkt
vom Verlag

s . MMe SosbWlSlkmi Md Atting.
KarlMe . Men .
Karlfried richstr - 14.

kreiiag, ckea 25 keknu>r 1921 :

IMgMö aiiklsiim .
<8ckairspisl .)

7- ','. 10vkr . dttr 12.

IMMIM L. S
Pension Loköiloi'

7 bis 9 stlbr .
Der Plan über die Errichtung einer unterirdischen

Telegraphenlinie an Haydnplatz -. Moltke -, Mozart ,
Blücher -, Ritterstrasse , Zirkel und GotteSauerstrasse
liegt beim Telegraphen -Bauamt Karlsruhe (Badeil )
von heute ab 4 Wochen aus .

Karlsruhe (Baden ). 23 . Februar 1921 .
Telegraph «« Bauamt .

Die Klägerin ladet den
Beklagten zur mündlichen
Verhandlung des Rechts¬
streits vor die 2. Zivil -

, . — . . . . . . kammer des Landgerichts
L 2 ,

Der mmder,ahrA su Karlsruhe auf Freitag .— den 29. April 1921, vor .

Wg « l . WtsMge
». Ktteitidk Sklichtsbolkkit.
W35L1 Tauberbischofs .

Ferdinand Han » Bauer
in Darmstadt , vertreten
durch Rechtsanwalt Spie¬
gel hier , klagt gegen den
Eisenbahnheizer Leo Sei¬
denspinner , geboren in
Werbach . zuletzt wohnhaft
in Lauda , zurzeit an un¬
bekannten Orten , aus Un¬
terhalt gemäss H 1708 ff.
BGB . mit dem Anträge
aufVerurteilung zur Zah¬
lung einer Monatsrente
von 150 M . vierteljährlich
vorauszahlbar beginnend
mit dem 10. September
1920 bis zum zurückgeleg ,
ten 16. Lebensjahr und

mittags 9 (h Uhr , mit der
Aufforderung , sich durch
einen bei diesem Gerichte
zugelassenen Rechtsanwalt
als Prozessbevollmächtig .
ten vertreten zu lassen .
Karlsruhe , 19. Febr . 1921.
Der Gerichtsschreiber deS

Landgerichts .
W .22 . Pforzheim . Im

Konkursve -Iahren über
das Vermögen des Kauf¬
manns Karl Friedrich
Uhle, Inhabers der Fir¬
ma Karl Friedrich Uhle in
Pforzheim , ist Termin

TwgÜ ^ d^ Kosten .
' L « Prüfung nachträglich an -

Seidenspinner wird zur
mündlichen Verhandlung
de» Rech .sstreits vor La»

Amtsgericht Tauberbi¬
schofsheim auf Abondyg.
de« 11. April 1921, w» .
mittags 10 Uhr , vargela¬
den . (2 AH . 115/20 ) .

Tauberbischofsheim ,
den 17. Februar 1921.
Der Gerichtsschreib « dB»

Bad . Amtsgerichts .
W .29 .2 .1 Karlsruhe . Die ,

Ehefrau des Sckr <stneiO
AndrraS Dtehl , Bertha » r- ,
boecne Bett « zu Wichei—
brenn , Prozetzbevollmäch -
tigter : Rechtsanwalt Dr .i
Kander in Pfo ^ hei « .
klagt gegen Lhren Ehe¬
mann , den Schrein « An¬
dreas Diehl , früher i» -
Büchenbronn , jetzt rstbe-
kaunten AufenthaltO , un¬
ter der Behauptung , Ähr
Ehemann habe am Ende
de» Krieges -ein Bwch ' lt -
ni» mit eine « Mädchen
angeknüpft , sei nicht mehr
zur Familie gurückgekehS
uckd habe sich in ckcin«
Weise um de, Urkterhatt
d« Familie gelümmert mit
dem Anträge auf ^Schei -
d >me der am L Juni 18D
in Büchenbronn geschlosse¬
ne » Ehe au » Verschulden
des Beklagten und Berur .
tellung des BeklagbenAur
Tragung der Koste».

gemeldeter Forderungen
bestimmt auf
Freitag 22 . April 1921»

vormittag » 9 Uhr ,
-vor das Amtsgericht Pforz -
cheim, 2 . Stock, Zimmer
Nr . 18.
Pforzheim , 21. Febr . 1921.
Der Gerichtsschreiber de»
_ Amtsgericht A. 4. ^

W .34 . Pforzheim . Im
Konkursverfahren über das
Vermögen des Zimmer -
« eisters Friedrich Ha 'n «
in Pforzheim ist Termin
- ur Abnah »« der Schluß -
recknung hchtimmt auf
Dienstag , Den 22. März
KS21, vornMtagS S Uhr ,

vor das Amtsgericht
Pforzheim , L . Stock, Arm .
« er Nr . 6. ,
-Die Gebühren und AuS -

hagen des Lorckursverwa ' -
ters wurden vom Ge¬
richt auf 258 M . festge¬
setzt .
Pforzheim , 28 . Fiebr . 1921.
Der GrrichWschreiber de»

Amtsgerichts III .
8kr! lh.VttMl1iilllch«Wen

Tiffdauaichrilr « zur Her¬
stellung der Verlegung der

Schifferwuldstrnsse bei
Kirschbaumwafen lim we¬
sentlichen 34 m Stratzen -
tunnel , 3300 cdm Abtrag ,
darunter 2900 cbm Fels .
1700 qm Böschung , 5250
qw Beschotterung und

Walzung ) im öffentliche »
Wettbewerb nach Finanz¬
minist , rialverorduung vom
3 . Januar 1907 zu ver¬
geben . Pläne und Verdin -
gungsanschlag bei der untev
zeichneten Dienstste le, dir
auch Angebotsvordrucke ab»
gibt , zur Einsicht . Kein
Versand nach arswärt ».
Angebote , verschlossen und
portofrei , mit Aufschrift
„ Angebot auf Tiefbauar -
besten " bis zum Eröffnungs¬
zeitpunkt , Dienstag , de«
l - März 192l » nachmittags
3 Udr» bei uns einzureichcn .
Zuschlagssrist 4 Wochen .

Forbach (Baden ),
den 9- Februar 1921 .

Erd - und Böschungsar »
briten im Bahnhof Rhein¬
au mit 60 000 cdm Erd¬
bewegung nach der Ver¬
ordnung des Finanzmini¬
steriums vom 3. Januar
1907 zu vergeben . Zeich¬
nungen u . Bedingnishest
auf unserem Dienstzim .
mer , Tunnelstrasse Nr . 5,
zur Einsicht . Kein Ver¬
sand nach auswärts . An¬
gebote post- und bestell¬
geldfrei bis zur Eröff¬
nungstagfahrt am SamS .
tag , den 12. März , vor¬
mittags 10 Uhr , ebenda¬
selbst einzureicken . Zu¬
schlagsfrist 4 Wochen .
D1änirheim,23 . Febr . 1821-

Bahnbauinspektion S.

Stlimmholz -

BcrstcillcsMlN.
Die Gemeinde Mörsch

versteigert aus ihrem Ge¬
meindewald :

Am Montag , den 28,
Februar d. I .

49 Eichen von 2,99 cdm
abwärts , darunter eine
Eiche von 10P1 cbm .

1 Buche von 1,61 cbm
abwärts .

466 Forlen von 1,40
cdm abwärts .

Am Dienstag » de« 1.
März d. I . :

175 Forlen von 2 .3S
cdm abwärts .

105 Fichten von 2,78
cbm abwärts .

Zusammenkunft am 1.
Tag vormittags 9 Uhr auf
der Strasse Mörsck-—Ettlin¬
gen beim Waldausgang
nach Ettlingen .- J .936 .2.1

Am 2 . Tag vormittag *
9 Uhr auf der Strasse
Mörsch —Ettlingen beim
Waldeingang .

Auszüae besorgen Wald¬
hüter Koch und Krög .

Mörsch , 18. Febr . 1921.
Bürgermeister :

Deck .
'

Filterer , Ratsche
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